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Zukunft des Walschutzes und Internationale Walfangkommission (IWC) 

Die Internationale Walfangkommission (IWC) steht kurz vor der 
Fertigstellung des „Revised Management Schemes" (RMS), eines 
Verfahrens, das die Grundlage dafür bieten soll, Wale künftig nach 
dem Prinzip der nachhaltigen Bewirtschaftung wieder bejagen zu 
können. 

Diese Bejagung wird von einigen IWC-Mitgliedstaaten, insbeson-
dere Japan und Norwegen, seit Jahren nachdrücklich gefordert. 
Die große Mehrheit der IWC-Mitglieder ist dagegen derzeit noch 

der Auffassung, daß das von der IWC 1986 selbst beschlossene 
Walfangmoratorium weiter aufrechtzuerhalten sei, da der Druck 

auf die Walbestände durch Umweltbelastung und Überfischung 
nicht kalkulierbar sei und auch durch das RMS nicht ausreichend 
berücksichtigt werden könne. Der Deutsche Bundestag hat zuletzt 
am 14. November 1996 in einer Entschließung (Drucksache 
13/5943) die Bundesregierung aufgefordert, „sich weiterhin nach-
drücklich für die Erhaltung des Walfangmoratoriums einzusetzen 
und insbesondere gegenüber Norwegen und Japan auf Annahme . 
der entsprechenden IWC-Resolutionen zu drängen" . 

Auf der letzten Jahrestagung der IWC in Monaco hat die irische 
Regierung einen Vorschlag zur Änderung der bisherigen IWC-Po-
litik zum Walfang vorgelegt, der u. a. einen begrenzten Walfang 
in Küstengewässern zuläßt, bei gleichzeitiger Festschreibung des 
Walschutzes auf Hoher See und des internationalen Handelsver-
botes mit Walprodukten. Die Walfangländer Japan und Norwegen 

haben diesen Kompromißvorschlag als zu restriktiv abgelehnt und 
fahren mit ihren nationalen Fangaktivitäten fo rt , die gegen gel- 
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tende IWC-Beschlüsse und Resolutionen verstoßen. Norwegen er-
höht dabei jährlich seine selbstdefinierte Abschußquote, und Ja-
pan betreibt im antarktischen Walschutzgebiet vorgeblich „wis-
senschaftlichen" Walfang, bei dem das anfallende Walfleisch auf 
dem heimischen Markt verkauft wird. 

Auf der 50. Jahrestagung der IWC wird die Frage nach der Zu-
kunft des Walfangs und des Walschutzes sowie nach der Politik 
der IWC erneut auf dem Prüfstand stehen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung den irischen Vorschlag 
(„Irish Proposal") zum RMS und zur Zulassung des Küsten-
walfangs insbesondere auch unter den Aspekten der Definiti-
on des Küstenbereiches und der Konkretisierung der Fristen 
für das Auslaufen des sog. „wissenschaftlichen" Walfangs? 

2. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß es - mit Aus-
nahme der besonderen Lage bestimmter indigener Völker - 
keine ökonomische Notwendigkeit für die Wiederaufnahme 
des Walfanges gibt und daß die Belastung bestimmter Walpo-

pulationen durch Schadstoffe ihre Verwendung für den 
menschlichen Verzehr ohnehin stark einschränkt bzw. un-
möglich macht? 

3. Wie verhält sich der irische Vorschlag zum Bundestagsbeschluß 
vom 29. April 1993, in dem der kommerzielle Walfang nach-
drücklich abgelehnt und das Walfangverbot ausdrücklich be-
stätigt wurde? 

4. Liegen der Bundesregierung neue und wissenschaftlich er-
härtete Erkenntnisse vor, die eine Änderung der Position er-
zwingen, die u. a. in der einmütig angenommenen Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten (Drucksache 13/5943) zum Bericht der Bundesre-
gierung (Drucksachen 13/3969, 13/4401 Nr. 3) über die IWC 
formuliert wird, daß nämlich „die Lage der Walbestände ... 
keinerlei Anlaß [gibt], vom Walfangmoratorium abzurücken"? 

5. Welche Positionen nehmen die anderen IWC-Mitgliedstaaten 
zum irischen Vorschlag ein, und welche Teile der Vorschlages 
sind innerhalb der IWC besonders strittig? 

6. Ist der Bundesregierung bekannt, welche Position zum irischen 
Vorschlag namhafte nationale und internationale Tier- und 
Umweltschutzorganisationen wie z. B. Deutsches Tierhilfs-
werk, Greenpeace, Environmental Investigation Agency, 
Worldwide Fund for Nature einnehmen? 

7. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Norwegen verschie-
dentlich Anstrengungen unternommen hat und auch derzeit 
mit Blick z. B. auf Island weiter unternimmt, um Walprodukte 
zu exportieren, obwohl dies nach den geltenden CITES-Be-
stimmungen illegal ist? 
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8. Welche Schritte unternimmt die Bundesregierung, um das 
CITES-Handelsverbot für Walprodukte auch innerhalb der IWC 
verbindlich zu verankern und seine Befolgung sicherzustellen? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Regelungskompetenz 
und -reichweite der IWC hinsichtlich des Walfanges insbeson-
dere hinsichtlich der Frage, ob es zutreffend ist, daß die IWC 
grundsätzlich für den Walfang bis zur Küstenlinie, d. h. ein-
schließlich der Territorialgewässer, zuständig ist? 

10. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für angemes-
sen und wünschenswert, um die wiederholten Verstöße gegen 
geltende IWC-Beschlüsse, vor allem seitens der japanischen 
und norwegischen Regierung, zu unterbinden? 

11. Wie bewertet die Bundesregierung Überlegungen u. a. der aus-
tralischen Regierung, anläßlich der 50. Sitzung der IWC in 

Oman im Mai 1998 eine Initiative für ein weltweites Wal-
schutzgebiet zu ergreifen, um den kommerziellen Walfang 

endgültig zu beenden und die IWC zu einer internationalen 
Organisation zum Schutz der Großwale weiterzuentwickeln? 

12. Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, daß die admi-
nistrative Kompetenz für den Schutz von Groß- und Kleinwa-
len international überwiegend bei den jeweiligen Umwelt- und 
Naturschutzbehörden angesiedelt ist, und teilt die Bundesre-
gierung die Auffassung, daß die globale Verlagerung des 
Interesses von der Walnutzung zum Walschutz auch in der Bun-
desrepublik Deutschland eine Änderung der Ressortzustän-
digkeit nahelegt, zumal der Schutz der Kleinwale bereits in den 
Verantwortungsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit fällt? 

Bonn, den 27. März 1998 
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